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Nr. 37 Oö. Landes-Verfassungsgesetz-Novelle 1999
(XXV. Gesetzgebungsperiode: Ausschussbericht Beilage Nr. 489/1999, 15. Landtagssitzung, RL 98/34/EG vom 22. Juni 1998, ABl. Nr. L 204
vom 21.7.1998, S. 37, in der Fassung der Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998, 
ABl. Nr. L 217 vom 5.8.1998, S. 18)

Nr. 38 Oö. Landesrechnungshofgesetz - Oö. LRHG
(XXV. Gesetzgebungsperiode: Initiativantrag Beilage Nr. 45/1997, Ausschussbericht Beilage Nr. 490/1999, 15. Landtagssitzung)

Nr. 39 Oö. Landtagsgeschäftsordnungs-Novelle 1999
(XXV. Gesetzgebungsperiode: Ausschussbericht Beilage Nr. 491/1999, 15. Landtagssitzung)

Nr. 40 Oö. Landes-Bezügegesetz-Novelle 1999
(XXV. Gesetzgebungsperiode: Ausschussbericht Beilage Nr. 492/1999, 15. Landtagssitzung)

Nr. 41 Oö. Landesbeamtengesetz-Novelle 1999
(XXV. Gesetzgebungsperiode: Ausschussbericht Beilage Nr. 493/1999, 15. Landtagssitzung)

Nr. 42 Oö. Gemeindebedienstetengesetz-Novelle 1999
(XXV. Gesetzgebungsperiode: Ausschussbericht Beilage Nr. 494/1999, 15. Landtagssitzung)

Nr. 43 Oö. Statutargemeinden-Beamtengesetz-Novelle 1999
(XXV. Gesetzgebungsperiode: Ausschussbericht Beilage Nr. 495/1999, 15. Landtagssitzung)

Nr. 37

L a n d e s v e r f a s s u n g s g e s e t z,

mit dem das Oö. Landes-Verfassungsgesetz
geändert wird

(Oö. Landes-Verfassungsgesetz-Novelle 1999)

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Oö. Landes-Verfassungsgesetz, LGBl. Nr.
122/1991, zuletzt geändert durch das Landesverfas-
sungsgesetz LGBl. Nr. 17/1998, wird wie folgt geändert:

1. Art. 35 lautet:

"Artikel 35

Für die Prüfung der Gebarung des Landes und
anderer durch Landesgesetz bestimmter Rechtsträger
wird als Organ des Landtags der Oberösterreichische
Landesrechnungshof eingerichtet."

2. Art. 35a Abs. 6 lautet:

"(6) Mit der Durchführung bestimmter Beweisauf-
nahmen und Erhebungen kann die Untersuchungs-
kommission insbesondere den Landesrechnungshof
beauftragen."

3. Art. 45 Abs. 4 lautet:

"(4) Die Bezüge der Mitglieder der Landesregierung
sind durch Landesgesetz zu regeln."

4. Art. 53 Abs. 6 und 7 entfallen.

5. Art. 69 Abs. 3 lautet:

"(3) Art. 30 Abs. 3 dient der Umsetzung der Richt-
linie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations-
verfahren auf dem Gebiet der Normen und tech-
nischen Vorschriften und der Vorschriften für die 
Dienste der Informationsgesellschaft, ABl. Nr. L 204
vom 21.7.1998, S. 37, in der Fassung der Richtlinie
98/48/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 20.Juli 1998, ABl. Nr. L 217 vom 5.8.1998,
S. 18."

Artikel II

Dieses Landesverfassungsgesetz tritt mit 1. Jänner
2000 in Kraft.

Die Erste Präsidentin Der Landeshauptmann:
des Oö. Landtags:
Angela Orthner Dr. Pühringer
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Nr. 38

L a n d e s g e s e t z

über den Oberösterreichischen Landes-
rechnungshof

(Oö. Landesrechnungshofgesetz - Oö. LRHG)

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

§ 1
Landesrechnungshof

(1) Der Oberösterreichische Landesrechnungshof ist
als Organ des Landtags für die Gebarungsprüfung des
Landes und anderer Rechtsträger eingerichtet. (Verfas-
sungsbestimmung) Er ist bei der Besorgung seiner Auf-
gaben unabhängig und insbesondere an keine Weisun-
gen der Landesregierung oder des Landeshauptmanns
gebunden.

(2) Der Landesrechnungshof hat seinen Sitz am Sitz
des Oberösterreichischen Landtags und ist zur Führung
des Landeswappens berechtigt.

(3) Der Landesrechnungshof wird nach außen, insbe-
sondere im Verkehr mit den seiner Prüfung unterliegen-
den Dienststellen, Unternehmungen und sonstigen Ein-
richtungen, durch den Direktor des Landesrechnungshofs
vertreten.

(4) (Verfassungsbestimmung) Der Landesrech-
nungshof kann im Rahmen der der Landesregierung und
der dem Landeshauptmann zukommenden Aufsicht auch
zur Erstellung von Gutachten über die Gebarung der
Rechtsträger herangezogen werden, die dieser Aufsicht
unterliegen.

(5) Soweit durch Bestimmungen dieses Landesgeset-
zes der Zuständigkeitsbereich des Bundes berührt wird,
sind sie so auszulegen, dass sich keine über die Zustän-
digkeit des Landes hinausgehende rechtliche Wirkung
ergibt.

§ 2

(Verfassungsbestimmung)
Aufgaben

(1) Der Landesrechnungshof hat neben den in diesem
Landesgesetz sonst geregelten, folgende Aufgaben:

1. die Prüfung der Gebarung des Landes;
2. die Prüfung der Gebarung der Stiftungen, Fonds und

Anstalten, die von Organen des Landes oder von
Personen (Personengemeinschaften) verwaltet wer-
den, die dazu von Organen des Landes bestellt sind;

3. die Prüfung der Gebarung der Unternehmungen, an
denen das Land allein oder gemeinsam mit anderen
Rechtsträgern, die gemäß Z. 2 oder Kraft Beteiligung
oder Beherrschung der Prüfung der Gebarung durch
den Landesrechnungshof unterliegen, mit minde-
stens 50 % des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals
beteiligt ist oder die das Land allein oder gemeinsam
mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt; die Prü-
fungszuständigkeit erstreckt sich auch auf Unterneh-
mungen jeder weiteren Stufe, bei denen die Voraus-
setzungen gemäß dieser Ziffer vorliegen;

4. die Prüfung der Gebarung der Unternehmungen, die
das Land durch andere finanzielle oder sonstige wirt-
schaftliche oder organisatorische Maßnahmen
beherrscht; die Prüfungszuständigkeit erstreckt sich
auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei
denen die Voraussetzungen gemäß dieser Ziffer vor-
liegen;

5. die Prüfung der Gebarung sonstiger Unternehmun-
gen, insoweit Landesvermögen treuhändig verwaltet
wird oder insoweit das Land eine Ausfallhaftung
übernommen hat;

6. die Prüfung der Gebarung aller übrigen Unterneh-
mungen, sofern und soweit sich die Unternehmung
der Prüfung durch das Land oder den Landesrech-
nungshof unterworfen hat und die Gebarungsprüfung
im öffentlichen Interesse gelegen und verhältnis-
mäßig ist;

7. die Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung der
vom Land Oberösterreich gewährten finanziellen För-
derungen;

8. die Erstellung von Gutachten über die Gebarung der
Gemeindeverbände und Gemeinden im Rahmen der
der Landesregierung als Aufsichtsbehörde zukom-
menden Prüfung sowie die Erstellung von Gutachten
im Rahmen der der Landesregierung oder dem Lan-
deshauptmann als Aufsichtsbehörde auf Grund von
sonstigen Gesetzen zukommenden Prüfung;

9. die Mitwirkung an der Beurteilung der finanziellen
Auswirkungen von Gesetzesvorhaben des Landtags;

10. die Durchführung bestimmter Beweisaufnahmen und
Erhebungen im Auftrag einer Untersuchungskommis-
sion (Art. 35a Oö. L-VG);

11. die Mitwirkung an der gemeinschaftsrechtlichen
Finanzkontrolle.

(2) Die Prüfungen nach Abs. 1 Z. 1 bis 7 und die Auf-
träge nach Abs. 1 Z. 10 genießen gegenüber anderen Auf-
gaben des Landesrechnungshofs den Vorrang. Die Auf-
gabe nach Abs. 1 Z. 9 ist ausschließlich im Auftrag des
Landtags oder eines seiner Ausschüsse wahrzunehmen.

(3) Andere als im Abs. 1 geregelte Aufgaben können
dem Landesrechnungshof und dem Direktor des Landes-
rechnungshofs nur durch Landesverfassungsgesetz
übertragen werden.

§ 3
Prüfungs- und Begutachtungstätigkeit

(1) Soweit nicht Besonderes bestimmt ist, ist die Prü-
fung und die Erstellung von Gutachten über die Gebarung
dahingehend auszuüben, ob sie den bestehenden Vor-
schriften entspricht, ziffernmäßig richtig, sparsam, wirt-
schaftlich und zweckmäßig ist. Bei der Prüfungs- und
Begutachtungstätigkeit hat der Landesrechnungshof 

1. die Möglichkeiten sowohl der Herabminderung oder
Vermeidung von Ausgaben wie auch der Erhöhung
oder Schaffung von Einnahmen aufzuzeigen,

2. auf die Ursachen festgestellter Mängel einzugehen,

3. Vorschläge für die Beseitigung von Mängeln zu erstat-
ten und

4. den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der von ihm
angewandten Mittel zu achten.
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(2) Die Prüfungen sollen möglichst zeitnah erfolgen
und können die Gebarung im Ganzen oder hinsichtlich
bestimmter sachlicher oder zeitlich abgrenzbarer Teilbe-
reiche und -projekte erfassen; sie können, soweit dies ein
verlässliches Bild der Gebarung ergibt, auch stichpro-
benweise durchgeführt werden. Bei Sonderprüfungen ist
der Prüfungsauftrag maßgebend.

(3) Eine unmittelbare Einflussnahme auf die Verwal-
tung oder Führung der der Prüfung unterliegenden
Dienststellen, Unternehmungen oder sonstigen Einrich-
tungen steht dem Landesrechnungshof nicht zu.

(4) Die Prüfungstätigkeit des Landesrechnungshofs ist
nach Möglichkeit mit der des Rechnungshofs abzustim-
men. Berichte des Rechnungshofs an den Landtag sind
vom Ersten Präsidenten des Landtags dem Landesrech-
nungshof zu übermitteln. Auf die Tätigkeit anderer Kon-
trolleinrichtungen ist Bedacht zu nehmen.

§ 4
Initiativprüfung, Sonderprüfung und Begutachtung

(1) Der Landesrechnungshof führt die Prüfungen im
Rahmen seiner Aufgaben nach § 2 durch

1. auf eigene Initiative (Initiativprüfungen),
2. auf Verlangen (Sonderprüfungen).

(2) Initiativprüfungen erstrecken sich auf die Aufgaben
nach § 2 Z. 1 bis 7.

(3) Eine Sonderprüfung im Aufgabenbereich nach § 2
Z. 1 bis 7 ist vom Landesrechnungshof durchzuführen:
1. wenn dies der Landtag beschließt;

2. wenn dies zumindest ein Viertel der Mitglieder des
Landtags verlangt;

3. wenn dies der Kontrollausschuss beschließt;
4. auf Verlangen eines Klubs (§ 3 Abs. 1 Oö. LGO), der

ein Viertel der Mitglieder des Landtags nicht erreicht;

5. (Verfassungsbestimmung) auf Verlangen der Lan-
desregierung oder des nach der Geschäftsverteilung
zuständigen Mitglieds der Landesregierung.

(4) Die Aufträge und Verlangen (Prüfungsaufträge)
haben den Gegenstand und den Umfang der gewünsch-
ten Prüfung möglichst genau anzugeben. Alle Prüfungs-
aufträge sind schriftlich zu erteilen und können jeweils nur
vom Auftraggeber zurückgenommen werden.

(5) Prüfungsaufträge nach Abs. 3 Z. 2 und Z. 4 sind im
Weg der Landtagsdirektion an den Ersten Präsidenten zu
richten. Die Landtagsdirektion hat den Zeitpunkt des Ein-
langens festzuhalten und unter Angabe von Datum und
Uhrzeit zu bestätigen. Der Erste Präsident hat gleichzei-
tig mit der Übermittlung des Prüfungsauftrags an den Lan-
desrechnungshof davon auch die Klubs in Kenntnis zu
setzen.

(6) Solang der Landesrechnungshof über eine Son-
derprüfung nach Abs. 3 Z. 4 keinen Bericht vorgelegt hat,
kann ein weiterer Prüfungsauftrag vom selben Klub nur
erteilt werden, wenn seit dem Eingang des noch nicht
erledigten Verlangens mindestens sechs Monate vergan-
gen sind. Werden Prüfungsaufträge von mehreren Klubs
gleichzeitig erteilt, gebührt dem Verlangen der Vorrang,
der von jenem Klub eingebracht wird, dessen letztes Ver-
langen am Weitesten zurückliegt, es sei denn, dass die

Obmännerkonferenz durch einstimmigen Beschluss
einen anderen Vorrang bestimmt. Der Erste Präsident hat
im Zweifelsfall vor der Weitergabe des Prüfungsauftrags
die Obmännerkonferenz zu befassen. Prüfungsaufträge,
die den Voraussetzungen für die Erteilung nicht entspre-
chen, sind vom Ersten Präsidenten dem betreffenden
Klub zurückzustellen und gelten als nicht erteilt.

(7) (Verfassungsbestimmung) Die Erstellung von Gut-
achten über die Gebarung im Rahmen der Aufsicht durch
die Landesregierung und den Landeshauptmann (§ 2
Abs. 1 Z. 8) ist vom Landesrechnungshof ausschließlich
auf schriftliches Verlangen der Landesregierung, des
nach der Geschäftsverteilung zuständigen Mitglieds der
Landesregierung oder des Landeshauptmanns durchzu-
führen. Bei der Erfüllung solcher Aufträge gilt der Lan-
desrechnungshof als sachverständige Stelle zur Erstel-
lung von Gutachten über die Gebarung der genannten
Rechtsträger. Von solchen Aufträgen sowie von deren all-
fälliger Zurücknahme ist dem Ersten Präsidenten des
Landtags durch die Landesregierung oder dem Landes-
hauptmann Mitteilung zu machen.

§ 5
Gemeinschaftsrechtliche Finanzkontrolle

Der Landesrechnungshof wirkt nach Maßgabe ver-
bindlicher gemeinschaftsrechtlicher Bestimmungen bei
der Überprüfung der Gebarung aller öffentlich-rechtlichen
Körperschaften sowie aller natürlichen und juristischen
Personen mit, wenn und soweit diese Finanzmittel der
Europäischen Union aus dem Bereich der kofinanzierten
Maßnahmen erhalten oder direkt von der Europäischen
Union in Anspruch nehmen.

§ 6

Befugnisse

(1) In Ausübung und zum Zweck der ihm zukommen-
den Prüfungs- und Begutachtungstätigkeit verkehrt der
Landesrechnungshof mit allen seiner Prüfung und Begut-
achtung unterliegenden Dienststellen, Unternehmungen
und sonstigen Einrichtungen unmittelbar.

(2) Der Landesrechnungshof ist befugt:

1. von diesen Dienststellen, Unternehmungen und son-
stigen Einrichtungen jederzeit schriftlich oder im kur-
zen Weg alle ihm erforderlich scheinenden Auskünfte
zu verlangen,

2. die Übermittlung von Akten, Rechnungsbüchern, Bele-
gen, sonstigen Aufzeichnungen und Unterlagen zu ver-
langen,

3. durch seine Organe an Ort und Stelle in die mit der
Gebarung im Zusammenhang stehenden Bücher,
Rechnungsbelege und sonstigen Behelfe einschließ-
lich Datenverarbeitungsanlagen Einschau zu nehmen
und

4. Lokalerhebungen selbst vorzunehmen oder bei einer
Dienststelle durch die vorgesetzte Verwaltungsbehör-
de zu veranlassen und an diesen Amtshandlungen
durch seine Organe teilzunehmen, wobei die Prüfung
von Kassen nur unter Beiziehung eines leitenden
Bediensteten der betreffenden Dienststelle zulässig ist.

(3) Die Anfragen und Auskunftsersuchen des Landes-
rechnungshofs sind unverzüglich vollinhaltlich und unmit-
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telbar zu beantworten. Jedem Verlangen, das der Lan-
desrechnungshof zum Zweck der Prüfung und Begutach-
tung stellt, ist zu entsprechen. Insbesondere sind dem
Landesrechnungshof auf sein Verlangen von allen
Dienststellen des Landes sowie den Organen der seiner
Prüfung und Begutachtung unterliegenden Unterneh-
mungen und sonstigen Einrichtungen

1. Auskünfte jederzeit vollständig und richtig zu erteilen
sowie insbesondere der Zugriff zu und das Kopieren
von automationsunterstützt gespeicherten Daten zu
gewähren,

2. verlangte Akten, Rechnungsbücher, Belege, sonstige
Aufzeichnungen und Unterlagen unverzüglich zur Ver-
fügung zu stellen und

3. die Haushaltsvoranschläge, Rechnungsabschlüsse,
Bilanzen und Erfolgsrechnungen einschließlich der
Geschäftsberichte und der Wirtschaftspläne sogleich
nach Beschluss oder Erstellung vorzulegen.

(4) Der Landesrechnungshof kann sich zur Prüfung
und Begutachtung geeigneter Sachverständiger bedie-
nen. Die Sachverständigen sind, wenn dies nicht 
schon für die Erstattung von Gutachten der geforderten
Art im Allgemeinen geschehen ist, vom Direktor des 
Landesrechnungshofs zu beeiden. Sie sind zur Wahrung
der Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse verpflichtet, die
ihnen auf Grund dieser Tätigkeit zugänglich werden.

(5) Unmittelbar nach Abschluss der Prüfung oder der
Befundaufnahme ist die geprüfte Dienststelle, Unterneh-
mung oder sonstige Einrichtung, deren Gebarung Gegen-
stand der Prüfung oder Begutachtung war, über die fest-
gestellten Mängel und die voraussichtlichen Ergebnisse
der Prüfung oder des Gutachtens zu informieren. Vor
jeder Berichterstattung ist der geprüften Dienststelle,
Unternehmung oder sonstigen Einrichtung Gelegenheit
zur Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme zum vor-
läufigen Ergebnis - soweit gesetzlich nicht eine längere
Frist bestimmt ist - binnen sechs Wochen zu geben. Die
Stellungnahme ist bei der Erstellung des Berichts zu
berücksichtigen und diesem anzuschließen.

§ 7

Vertraulichkeit und Datenschutz

(1) Der Direktor des Landesrechnungshofs hat darauf
zu achten und durch geeignete Vorkehrungen sicherzu-
stellen, dass sowohl über einzelne im Rahmen seiner
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen als auch über
Ergebnisse der Prüfungs- und Begutachtungstätigkeit
des Landesrechnungshofs bis zur Berichterstattung
strengste Verschwiegenheit gewahrt wird. Dies gilt nicht
im Verhältnis zur geprüften Dienststelle, Unternehmung
oder sonstigen Einrichtung.

(2) In Berichtsfassungen oder sonstigen Schrift-
stücken, die veröffentlicht werden oder die öffentlich sind,
sind geeignete Vorkehrungen zur Wahrung des Daten-
schutzes und berechtigter Geheimhaltungsinteressen zu
treffen.

§ 8

Berichte

(1) Der Landesrechnungshof hat dem Landtag im Weg
des Ersten Präsidenten jährlich bis spätestens 15. April

einen zusammenfassenden Bericht über seine Tätigkeit
im vorangegangenen Kalenderjahr zu erstatten. Der
Tätigkeitsbericht ist zugleich mit der Zuleitung an den
Landtag der Landesregierung zur Kenntnis zu bringen.
Die Darstellung der Ergebnisse der Prüfungen und Gut-
achten im Einzelnen ist nicht Inhalt des Tätigkeitsberichts. 

(2) Über das Ergebnis einer Initiativprüfung ist dem
Landtag unverzüglich nach Abschluss der jeweiligen Prü-
fung Bericht zu erstatten. Solche Berichte sind zugleich
mit der Zuleitung an den Landtag den Mitgliedern der
Landesregierung zur Kenntnis zu bringen.

(3) Über das Ergebnis einer Sonderprüfung ist der 
Stelle, von der der Prüfungsauftrag stammt, unverzüglich
nach Abschluss der jeweiligen Prüfung Bericht zu erstat-
ten. Solche Sonderberichte sind zugleich dem Landtag
und den Mitgliedern der Landesregierung zur Kenntnis zu
bringen.

(4) Gleichzeitig mit der Übermittlung nach Abs. 2 und
3 sind die Berichte vom Direktor des Landesrechnungs-
hofs den Klubs und dem Träger der betreffenden Dienst-
stelle, Unternehmung oder sonstigen Einrichtung zu über-
mitteln sowie in geeigneter Weise der Öffentlichkeit zur
Kenntnis zu bringen.

(5) Über das Ergebnis einer Begutachtung im Aufga-
benbereich nach § 2 Z. 8 ist unverzüglich nach Abschluss
des jeweiligen Gutachtens ausschließlich der Landesre-
gierung oder dem Landeshauptmann Bericht zu erstatten.

(6) Die Berichte des Landesrechnungshofs sind schrift-
lich abzufassen. Sie sind im Sachverhalt und in den
Bewertungen unter Berücksichtigung der Grundsätze der
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit
umfassend, genau, objektiv und unparteiisch abzufassen.
Die Darstellung des Sachverhalts ist von den Feststellun-
gen und Kommentaren des Landesrechnungshofs deut-
lich zu trennen. Auf Stellungnahmen der geprüften Dienst-
stelle, Unternehmung oder sonstigen Einrichtung ist in der
Sache einzugehen; davon abweichende Auffassungen
des Landesrechnungshofs sind zu begründen. Im Übri-
gen gilt für die Berichte § 3 Abs. 1.

§ 9

Weitere Behandlung der Berichte

(1) Der Direktor des Landesrechnungshofs hat an den
Verhandlungen des Kontrollausschusses über die dem
Landtag nach § 8 Abs. 1 bis 3 übermittelten Berichte des
Landesrechnungshofs teilzunehmen. Er hat das Recht, in
den Beratungen der Ausschüsse bei Behandlung dieser
Berichte gehört zu werden und deren Inhalt kurz darzu-
stellen.

(2) (Verfassungsbestimmung) Enthält ein Bericht
des Landesrechnungshofs Beanstandungen und Verbes-
serungsvorschläge, die die Landesregierung zu vertreten
hat, hat sie dem Kontrollausschuss längstens zwölf
Monate nach Behandlung des Berichts im Kontrollaus-
schuss über die auf Grund des Prüfungsergebnisses
getroffenen Maßnahmen zu berichten. In diesem Bericht
hat die Landesregierung gegebenenfalls zu begründen,
warum den Beanstandungen und Verbesserungsvor-
schlägen nicht entsprochen worden ist.
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§ 10

Organisation

(1) (Verfassungsbestimmung) Der Landesrech-
nungshof besteht aus dem Direktor des Landesrech-
nungshofs und den für eine wirksame Aufgabenbesor-
gung erforderlichen Prüfern und sonstigen Bediensteten
(Mitglieder des Landesrechnungshofs).

(2) Der Direktor des Landesrechnungshofs hat dem
Landtag bis 31. März jeden Jahres die voraussichtlichen
personellen, sachlichen und finanziellen Erfordernisse für
das folgende Jahr bekanntzugeben und eine Übersicht
über die Entwicklung in den weiteren drei Jahren zu
geben. (Verfassungsbestimung) Diese sind im Kon-
trollausschuss zu beraten; das Ergebnis ist mit einer
Empfehlung an die Landesregierung zur Berücksichti-
gung im Landesvoranschlag für das kommende Jahr wei-
terzuleiten.

(3) (Verfassungsbestimmung) Die Landesregierung
und der Landesamtsdirektor haben dem Landesrech-
nungshof im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit und
der im Landesvoranschlag für den Landesrechnungshof
vorgesehenen Ansätze auf Vorschlag und nach Anhörung
des Direktors des Landesrechnungshofs

1. die zur ordnungsgemäßen Besorgung seiner Aufga-
ben erforderliche Anzahl von entsprechend qualifizier-
ten Bediensteten des Landes zur Verfügung zu stellen,

2. für die dem jeweiligen Personalstand entsprechende
räumliche und sonstige sachliche Ausstattung des
Landesrechnungshofs zu sorgen und 

3. die erforderlichen finanziellen Mittel zur Verfügung zu
stellen.

(4) Bei der Organisation und der Ausstattung des Lan-
desrechnungshofs ist insbesondere auch dafür Vorsorge
zu treffen, dass der Landesrechnungshof sowohl seine
Aufgaben nach § 2 Abs. 1 Z. 1 bis 7 als auch jene nach
§ 2 Abs. 1 Z. 8 in ausreichendem Maß wahrnehmen kann.

§ 11

Direktor

(1) (Verfassungsbestimmung) Der Direktor des Lan-
desrechnungshofs wird vom Landtag bei Anwesenheit
von mindestens der Hälfte der Mitglieder des Landtags
mit einer Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen Stim-
men bestellt. Vor der Bestellung des Direktors hat eine
öffentliche Ausschreibung durch den Ersten Präsidenten
des Landtags und eine Anhörung durch den Kontrollaus-
schuss zu erfolgen. Bei dieser Anhörung sind alle Mit-
glieder des Landtags teilnahme- und frageberechtigt. Im
Übrigen gelten für die Ausschreibung die §§ 8 Abs. 1 bis
3 und 9 des Oö. Objektivierungsgesetzes 1994 und für die
Bestellung des Direktors im Landtag § 43 Abs. 1 bis 6, 9,
11, 12, 15 erster Satz und Abs. 16 der Oö. Landtagsge-
schäftsordnung.

(2) Voraussetzung für die Bestellung zum Direktor des
Landesrechnungshofs ist, dass die betreffende Person

1. die erforderliche Vorbildung und Erfahrung und die
nötigen Kenntnisse und Fähigkeiten aufweist,

2. - abgesehen vom Erfordernis des Wohnsitzes - zum
Oberösterreichischen Landtag wählbar ist,

3. keinem allgemeinen Vertretungskörper angehört und

4. weder Mitglied der Bundesregierung noch der Lan-
desregierung ist oder in den letzten vier Jahren war.

(3) Der Direktor des Landesrechnungshofs hat vor
Antritt seines Amts dem Ersten Präsidenten des Landtags
strengste Unparteilichkeit und gewissenhafte Erfüllung
der mit dem Amt verbundenen Pflichten zu geloben. (Ver-
fassungsbestimmung) Er ist hinsichtlich seiner recht-
lichen Verantwortung den Mitgliedern der Landesregie-
rung gleichgestellt (Art. 48 Oö. L-VG).

(4) (Verfassungsbestimmung) Die Amtsperiode des
Direktors des Landesrechnungshofs beträgt sechs Jahre.
Vor Ablauf der Amtsperiode endet die Funktion des Direk-
tors des Landesrechnungshofs

1. mit dem Verzicht auf die weitere Ausübung, der schrift-
lich an den Ersten Präsidenten des Landtags zu rich-
ten und unwiderruflich ist oder

2. mit dem Wegfall einer der Bestellungsvoraussetzun-
gen oder

3. mit der Abberufung durch Beschluss des Landtags, für
den Art. 44 Abs. 2 und 4 des Oö. Landes-Verfas-
sungsgesetzes sinngemäß gilt oder

4. mit Ablauf des 31. Dezember des Jahres, in dem der
Direktor des Landesrechnungshofs das 65. Lebens-
jahr vollendet oder

5. mit einem auf Verlust des Amts lautenden Erkenntnis
des Verfassungsgerichtshofs gemäß Art. 142 B-VG.

(5) Für die Wiederbestellung des Direktors des Lan-
desrechnungshofs gilt:

1. Spätestens 14 Monate vor dem Ablauf der Bestel-
lungsdauer des Direktors des Landesrechnungshofs
hat die Obmännerkonferenz nach Anhörung des Direk-
tors des Landesrechnungshofs einen Beschluss über
seine Wiederbestellung zu fassen. Erfolgt dieser
Beschluss einstimmig, ist der Beschluss über die Wie-
derbestellung im Landtag auf Grund dieses einstimmi-
gen Vorschlags der Obmännerkonferenz zu fassen.

2. (Verfassungsbestimmung) Für den Beschluss im
Landtag über die Wiederbestellung gilt Abs. 1 erster
Satz. 

3. Liegt bis spätestens 14 Monate vor dem Ablauf der
Bestellungsdauer des Direktors des Landesrech-
nungshofs kein einstimmiger Vorschlag der Obmän-
nerkonferenz auf Wiederbestellung vor oder be-
schließt der Landtag trotz einstimmigen Vorschlags der
Obmännerkonferenz bis spätestens 12 Monate vor
dem Ablauf der Bestellungsdauer des Direktors des
Landesrechnungshofs nicht seine Wiederbestellung,
ist die Funktion unverzüglich neu auszuschreiben.

(6) Der Direktor des Landesrechnungshofs ist für die
Tätigkeit des Landesrechnungshofs ausschließlich dem
Landtag verantwortlich. Er leitet den Landesrechnungs-
hof und ist Vorgesetzter aller dort beschäftigten Bedien-
steten.

(7) (Verfassungsbestimmung) Der Direktor des Lan-
desrechnungshofs erhält für seine Tätigkeit Bezüge nach
Maßgabe des Oö. Landes-Bezügegesetzes 1998. Er darf
während seiner Amtstätigkeit keinen anderen Beruf mit
Erwerbsabsicht ausüben, außer, dass es der Kontroll-
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ausschuss ausnahmsweise genehmigt. Die Verwaltung
des eigenen Vermögens gilt nicht als Ausübung eines
solchen Berufs.

(8) (Verfassungsbestimmung) Der Direktor des Lan-
desrechnungshofs bestimmt für den Fall seiner vorüber-
gehenden oder dauernden Verhinderung aus dem Kreis
der übrigen Mitglieder des Landesrechnungshofs einen
Stellvertreter. Er hat die dafür vorgesehene Person dem
Ersten Präsidenten vorweg zur Kenntnis zu bringen.
Sofern dies nicht geschieht, wird der Direktor des Lan-
desrechnungshofs im Fall seiner Verhinderung vom rang-
höchsten Bediensteten des Landesrechnungshofs vertre-
ten. Im Fall der Stellvertretung des Direktors des Landes-
rechnungshofs gilt für den Stellvertreter Abs. 3 letzter
Satz.

§ 12

Sonstiges Personal

(1) Die Bediensteten im Landesrechnungshof sind ent-
sprechend den dienstrechtlichen Vorschriften Bedienste-
te des Landes. 

(2) (Verfassungsbestimmung) Dem Direktor des
Landesrechnungshofs kommen gegenüber den Bedien-
steten des Landesrechnungshofs folgende Befugnisse
und Zuständigkeiten in dienstrechtlichen Angelegenhei-
ten sowie als Dienstvorgesetzter zu:

1. das Weisungsrecht
2. die Regelung des Dienstbetriebs

3. die Aufgabenzuweisung und -verteilung
4. die Dienstausbildung und Fortbildung

5. die Entbindung von der Amtsverschwiegenheit

6. die Untersagung oder Genehmigung einer Neben-
beschäftigung

7. die Entscheidung über eine Entsendung
8. die Zuerkennung von Belohnungen

9. alle übrigen Angelegenheiten der Dienstaufsicht

10. die Durchführung der Dienstbeurteilung soweit sie
nach § 98 Abs. 1 des Oö. Landesbeamtengesetzes
1993 der Dienstbehörde zukommt

11. die der Dienstbehörde im Rahmen des Disziplinar-
verfahrens zukommenden Aufgaben (vorläufige 
Suspendierung, Disziplinarverfügungen) sowie die
Erstattung der Disziplinaranzeige.

(3) (Verfassungsbestimmung) Der Landesregierung
und dem Landesamtsdirektor kommen im Rahmen ihrer
jeweiligen Zuständigkeit die Angelegenheiten der Begrün-
dung, der Veränderung und der Auflösung des Dienstver-
hältnisses, der Änderung der entlohnungs- oder besol-
dungsrechtlichen Stellung sowie der Versetzung zum und
vom Landesrechnungshof zu. In diesen Angelegenheiten
hat der Direktor des Landesrechnungshofs ein Vor-
schlags- und Anhörungsrecht.

(4) (Verfassungsbestimmung) Kein Mitglied des Lan-
desrechnungshofs darf an der Leitung und Verwaltung
von Unternehmungen beteiligt sein, die der Prüfung des
Landesrechnungshofs unterliegen. Ebenso wenig darf ein
Mitglied des Landesrechnungshofs an der Leitung und
Verwaltung sonstiger auf Gewinn gerichteter Unterneh-
mungen teilnehmen.

§ 13

Geschäftsordnung

Die innere Organisation des Landesrechnungshofs,
die Abwicklung der Prüfungen und die Erstellung der
Berichte, die Vorgangsweise bei allfälligen Behinderun-
gen der Prüfungstätigkeit, die Befugnisse der Prüfer und
der sonstige Geschäftsgang im Landesrechnungshof sind
durch eine Geschäftsordnung zu regeln, die vom Direktor
des Landesrechnungshofs zu erlassen und dem Kon-
trollausschuss zur Kenntnis zu bringen ist.

§ 14
Verweisungen

Soweit in diesem Landesgesetz auf andere Landes-
gesetze verwiesen wird, sind diese in der jeweils gelten-
den Fassung anzuwenden.

§ 15
(Verfassungsbestimmung)

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

(1) Dieses Landesgesetz tritt gleichzeitig mit der 
Oö. Landes-Verfassungsgesetz-Novelle 1999, LGBl. Nr.
37/1999, in Kraft.

(2) Die Bestellung des ersten Direktors des Landes-
rechnungshofs hat nach § 11 dieses Landesgesetzes so
rechtzeitig zu erfolgen, dass dieser mit dem im Abs. 1
genannten Zeitpunkt seine Tätigkeit aufnehmen kann. In
diesem Fall verlängert sich der Zeitraum der ersten
Bestellung des ersten Direktors des Landesrechnungs-
hofs um jenen Zeitraum, der vor dem im Abs. 1 genann-
ten Zeitpunkt liegt.

(3) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Landes-
gesetzes beim Landeskontrollbeamten anhängigen Ge-
barungsprüfungen sind solche im Sinn dieses Landes-
gesetzes und sind vom Landesrechnungshof nach des-
sen Bestimmungen zu Ende zu führen. In der Abteilung
Landeskontrolldienst des Amts der Landesregierung
anhängige Gebarungsprüfungen gelten mit Inkrafttreten
dieses Landesgesetzes als Aufträge zur Erstellung von
Gutachten im Sinn des § 4 Abs. 7 und sind ebenfalls vom
Landesrechnungshof nach diesem Landesgesetz zu
Ende zu führen.

(4) Die Funktion des im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Landesgesetzes nach Art. 53 Abs. 7 des Oö. Lan-
des-Verfassungsgesetzes in der bis dahin geltenden Fas-
sung bestellten Landeskontrollbeamten endet mit Ablauf
des 31. Dezember 1999.

(5) Die Bediensteten der bisherigen Abteilung Lan-
deskontrolldienst des Amts der Landesregierung werden
dem Landesrechnungshof zugewiesen. In ihrer dienst-
und besoldungsrechtlichen Stellung sowie hinsichtlich
ihres Dienstorts ergeben sich dadurch keine Änderungen.

(6) Die Abteilung Landeskontrolldienst des Amts der
Landesregierung wird mit dem Inkrafttreten dieses Lan-
desgesetzes aufgelöst.

Die Erste Präsidentin Der Landeshauptmann:
des Oö. Landtags:
Angela Orthner Dr. Pühringer
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Nr. 39

L a n d e s g e s e t z,

mit dem die Landtagsgeschäftsordnung 
geändert wird

(Oö. Landtagsgeschäftsordnungs-Novelle 1999)

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Die Landtagsgeschäftsordnung, LGBl. Nr. 125/1991,
zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr.
109/1997, wird wie folgt geändert:

1. Der Kurztitel lautet: "Oö. Landtagsgeschäftsordnung -
Oö. LGO".

2. Im gesamten Text wird das Zitat "L-VG. 1991" durch
das Zitat "Oö. L-VG" ersetzt.

3. § 5 Abs. 2 lautet:
"(2) Der Landtag hat jedenfalls als ständigen Aus-

schuss
1. einen Kontrollausschuss, in dessen Zuständigkeit

insbesondere die Angelegenheiten der Prüfung der
Gebarung durch den Landesrechnungshof (Art. 35
Oö. L-VG) fallen und

2. einen Petitionsausschuss, in dessen Zuständigkeit
insbesondere die Behandlung von an den Landtag
gerichteten Petitionen gemäß Art. 64 Abs. 1 Oö. L-VG
und von den von der Landesregierung erstellten
Petitionsberichten (Art. 64 Abs. 3 Oö. L-VG) fallen,

einzusetzen. Jedem Klub steht das Recht zu, mindes-
tens durch ein Mitglied im Kontrollausschuss und im
Petitionsausschuss vertreten zu sein."

4. § 23 Abs. 3 lautet:
"(3) Sachanträge, die einen Prüfungsauftrag des

Landtags an den Landesrechnungshof zum Gegen-
stand haben, können nur als Initiativanträge oder Aus-
schussanträge gestellt werden."

5. § 25 Abs. 6 lautet:
"(6) [Tätigkeits- und Prüfungsberichte des Landes-

rechnungshofs] Abs. 4 zweiter Satz gilt sinngemäß
weiters für Tätigkeits- und Prüfungsberichte sowie son-
stige Mitteilungen, die vom Landesrechnungshof dem
Ersten Präsidenten vorgelegt werden sowie für Berich-
te nach § 9 Abs. 2 des Oö. Landesrechnungshofge-
setzes, die von der Landesregierung dem Ersten Prä-
sidenten vorgelegt werden. (Verfassungsbestim-
mung) Die Verpflichtung zur Stellung eines Aus-
schussantrags gemäß § 23 Abs. 2 Z. 3 besteht jedoch
nicht, soweit der Ausschuss einen Bericht des Lan-
desrechnungshofs oder einen Bericht der Landesre-
gierung nach § 9 Abs. 2 des Oö. Landesrechnungs-
hofgesetzes einstimmig zur Kenntnis nimmt."

6. § 35 entfällt.

7. § 49a Abs. 3 und 4 lauten:
"(3) Der Antrag ist, wenn es sich nicht um einen

Antrag des Kontrollausschusses handelt, dem Kon-
trollausschuss zu übermitteln. Der Kontrollausschuss

hat den dem Antrag zugrunde liegenden behaupteten
Missstand unter Befassung des Landesrechnungshofs
im Hinblick darauf zu prüfen, ob der behauptete Miss-
stand in zufriedenstellender Weise durch den Kon-
trollausschuss unter Heranziehung des Landesrech-
nungshofs einer Überprüfung unterzogen werden
kann. Bejaht der Kontrollausschuss diese Prüfungs-
möglichkeit, hat er unverzüglich dem Landesrech-
nungshof einen entsprechenden Prüfungsauftrag zu
erteilen.

(4) (Verfassungsbestimmung) Der Kontrollaus-
schuss hat in der der Antragstellung nächstfolgenden
Sitzung dem Landtag einen Bericht über das Ergebnis
seiner Beratungen vorzulegen. In derselben Sitzung ist
sodann über den Antrag auf Einsetzung einer Unter-
suchungskommission im Landtag zu beschließen.
Berichtet der Kontrollausschuss aber, dass dem Lan-
desrechnungshof ein Prüfungsauftrag erteilt wurde, ist
über den Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungs-
kommission erst nach Vorliegen des Berichts des Lan-
desrechnungshofs im Landtag zu beschließen. Besitzt
eine Partei im Landtag mindestens die Hälfte der Man-
date, ist eine Untersuchungskommission auch dann
eingesetzt, wenn der Antrag auf Einsetzung einer
Untersuchungskommission von mindestens einem
Drittel der Abgeordneten unterstützt wird."

Artikel II
(Verfassungsbestimmung)

Dieses Landesgesetz tritt gleichzeitig mit der Oö. Lan-
des-Verfassungsgesetz-Novelle 1999, LGBl. Nr. 37/1999,
in Kraft.

Die Erste Präsidentin Der Landeshauptmann:
des Oö. Landtags:
Angela Orthner Dr. Pühringer

Nr. 40

L a n d e s g e s e t z,

mit dem das Oö. Landes-Bezügegesetz 1998
geändert wird

(Oö. Landes-Bezügegesetz-Novelle 1999)

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Oö. Landes-Bezügegesetz 1998, LGBl. Nr.
10/1998, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 lautet:
"(1) Den Mitgliedern der Oberösterreichischen Lan-

desregierung und des Oberösterreichischen Landtags
sowie dem Amtsführenden Präsidenten, dem Vizeprä-
sidenten des Landesschulrats und dem Direktor des
Landesrechnungshofs (im Folgenden als Organe
bezeichnet) gebühren Bezüge nach diesem Landes-
gesetz."

2. § 2 Abs. 1 Z. 6 lautet:
"6. den Amtsführenden Präsidenten des Landes-

schulrats und den Direktor des Landesrechnungs-
hofs ........................................................... 120 %"
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Artikel II

Dieses Landesgesetz tritt gleichzeitig mit der Oö. Lan-
des-Verfassungsgesetz-Novelle 1999, LGBl. Nr. 37/1999,
in Kraft.

Die Erste Präsidentin Der Landeshauptmann:
des Oö. Landtags:
Angela Orthner Dr. Pühringer

Nr. 41

L a n d e s g e s e t z,

mit dem das Oö. Landesbeamtengesetz 1993
geändert wird

(Oö. Landesbeamtengesetz-Novelle 1999)

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Oö. Landesbeamtengesetz 1993, LGBl. Nr.
11/1994, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl.
Nr. 94/1998, wird wie folgt geändert:

§ 112 lautet:
"§ 112

Außerdienststellung der Inhaber höchster
Funktionen in der Europäischen Union, im Bund

und in den Ländern

Der Beamte, der
1. Bundespräsident, Mitglied der Bundesregierung,

Staatssekretär, Präsident des Rechnungshofs, Präsi-
dent des Nationalrats, Obmann eines Klubs des Natio-
nalrats, Amtsführender Präsident des Landesschul-
rats, Mitglied der Volksanwaltschaft, Mitglied einer
Landesregierung, Direktor des Landesrechnungshofs
ist oder

2. Mitglied des Europäischen Parlaments oder bei der
Kommission der Europäischen Gemeinschaften ist
oder

3. Erster Präsident des Landtags, Klubobmann im Land-
tag oder Vizepräsident des Landesschulrats ist und
keine Erklärung nach § 2 Abs. 3 des Oö. Landes-Bezü-
gegesetzes 1998 abgibt,

ist für die Dauer dieser Funktion unter Entfall der Bezüge
außer Dienst zu stellen."

Artikel II

Dieses Landesgesetz tritt gleichzeitig mit der Oö. Lan-
des-Verfassungsgesetz-Novelle 1999, LGBl. Nr. 37/1999,
in Kraft.

Die Erste Präsidentin Der Landeshauptmann:
des Oö. Landtags:
Angela Orthner Dr. Pühringer

Nr. 42

L a n d e s g e s e t z,

mit dem das Gemeindebedienstetengesetz 1982
geändert wird

(Oö. Gemeindebedienstetengesetz-Novelle 1999)

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Gemeindebedienstetengesetz 1982, LGBl. Nr. 1,
zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr.
52/1996 und die Kundmachung LGBl. Nr. 131/1997, wird
wie folgt geändert:

§ 33 Abs. 6 lautet:

"(6) Der Beamte, der Bundespräsident, Mitglied der
Bundesregierung, Staatssekretär, Präsident des Rech-
nungshofs, Mitglied der Volksanwaltschaft, Mitglied einer
Landesregierung oder Direktor des Landesrechnungs-
hofs ist, ist für die Dauer dieser Funktion außer Dienst zu
stellen."

Artikel II

Dieses Landesgesetz tritt gleichzeitig mit der Oö. Lan-
des-Verfassungsgesetz-Novelle 1999, LGBl. Nr. 37/1999,
in Kraft.

Die Erste Präsidentin Der Landeshauptmann:
des Oö. Landtags:

Angela Orthner Dr. Pühringer

Nr. 43

L a n d e s g e s e t z,

mit dem das Statutargemeinden-Beamtengesetz
geändert wird

(Oö. Statutargemeinden-Beamtengesetz-Novelle 1999)

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Statutargemeinden-Beamtengesetz, LGBl. Nr.
37/1956, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl.
Nr. 60/1998, wird wie folgt geändert:

§ 39 Abs. 6 lautet:

"(6) Der Beamte, der Bundespräsident, Mitglied der
Bundesregierung, Staatssekretär, Präsident des Rech-
nungshofs, Mitglied der Volksanwaltschaft, Mitglied einer
Landesregierung oder Direktor des Landesrechnungs-
hofs ist, ist für die Dauer dieser Funktion außer Dienst zu
stellen."

Artikel II

Dieses Landesgesetz tritt gleichzeitig mit der Oö. Lan-
des-Verfassungsgesetz-Novelle 1999, LGBl. Nr. 37/1999,
in Kraft.

Die Erste Präsidentin Der Landeshauptmann:
des Oö. Landtags:
Angela Orthner Dr. Pühringer
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